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Sebastian Dullien

Industriepolitik der neuen Regierung: Von 
holistischem Ansatz noch weit entfernt
Die im Koalitionsvertrag reichlich vorgesehenen industriepolitischen Maßnahmen folgen keiner 
klar erkennbaren Strategie. Um ihre volle Wirkung zu entfalten, sollte die Bundesregierung 
entlang drei zentraler Gelingensbedingungen nachsteuern: Erstens braucht es eine klare Ziel-
definition – also Transparenz darüber, welche Branchen aus welchen wirtschaftspolitischen 
Gründen gefördert werden sollen. Zweitens ist bei der Umsetzung entscheidend, wirksame 
Instrumente zu entwickeln und anhand nachvollziehbarer Leistungsziele vorzugehen. Drittens 
sollte die Industriepolitik in marktwirtschaftliche Wettbewerbsmechanismen eingebettet und 
europäisch koordiniert sein, um Effizienz und Wirkung zu maximieren.
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Weltweit lässt sich ein Boom industriepolitischer Aktivität 
beobachten. Wie Juhász et al. (2022; 2024) eindrucksvoll 
darlegen, ist vor allem seit 2010 ein massiver Anstieg des 
Einsatzes industriepolitischer Instrumente festzustellen. 
Dabei sind es zunehmend die reicheren Länder einschließ-
lich der hoch entwickelten Volkswirtschaften, die für sich 
die vertikale Industriepolitik wiederentdeckt haben.1

In den USA hatte der unter US-Präsidenten Joe Biden 
eingeführte „Inflation Reduction Act“ klare industriepoliti-
sche Zielsetzungen. Dabei wurden mit dem Gesetzespa-
ket nicht nur die Produktion und Installation erneuerbarer 
Energien und zugehöriger Anlagen in den USA gefördert, 

1	 Unter „vertikaler Industriepolitik“ versteht man gemeinhin die Förde-
rung einzelner Technologien, Branchen oder Unternehmen, während 
„horizontale Industriepolitik“ generell standortstärkende und techno-
logieunabhängige Maßnahmen bezeichnet wie generelle Steuersen-
kungen oder generelle Forschungsförderung. Während horizontale In-
dustriepolitik weitgehend unumstritten ist, gibt es weit verbreitete Vor-
behalte gegenüber vertikaler Industriepolitik. Dieser Beitrag befasst 
sich in erster Linie mit der – umstrittenen – vertikalen Industriepolitik.

sondern mit dem klaren Ziel einer geschlossenen nord-
amerikanischen Wertschöpfung auch die Produktion von 
E-Autos einschließlich aller Komponenten in Nordameri-
ka. Der aktuelle US-Präsident Donald Trump versucht mit 
einer aggressiven Zollpolitik, Unternehmen zur (Rück-)
Verlagerung von Produktion in die USA zu bewegen.

China, längst selbst kein Entwicklungsland mehr, verfolgt 
spätestens seit 2015 mit der „Made in China 2025“-Stra-
tegie den Ansatz, mit massiven industriepolitischen Ein-
griffen Schlüsselbranchen zu fördern, um in wichtigen 
Bereichen zur globalen Technologieführerschaft aufzuho-
len oder diese sogar zu erringen.

Auf den ersten Blick könnte man meinen, dass auch 
Deutschland ein idealer Kandidat für eine offensivere und 
als solche kommunizierte Industriepolitik sein könnte. 
Deutschlands Verarbeitendes Gewerbe ist in den vergan-
genen Jahren zunehmend durch geoökonomische und 
geopolitische Verschiebungen sowie die Industriepo-
litik anderer Länder massiv unter Druck gekommen. So 
sind die neuen US-Zölle für Deutschland insbesondere 
wegen der großen Bedeutung des US-Marktes für den 
deutschen Export schmerzhaft. Chinas „Made in China 
2025“-Strategie zielt zudem auf viele Märkte, in denen 
bisher Deutschland führend war, was deutschen Unter-
nehmen nicht nur den Absatz in China, sondern auch auf 
Drittmärkten erschwert (Dullien et al., 2025; Hohlfeld & 
Theobald, 2024).

Tatsächlich hat in den vergangenen Jahren auch in 
Deutschland die Debatte um eine neue Industriepolitik an 
Fahrt gewonnen. 2019 hatte der damalige Wirtschafts-
minister Peter Altmaier mit seiner „Nationalen Industrie-
strategie 2030“ eine kontroverse Debatte angestoßen 
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(Bofinger, 2019; Gerlach & Ziegler, 2019; Schmidt, 2019); 
der Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung aus SPD, 
Grünen und FDP für den Zeitraum ab 2021 enthielt eine 
Vielzahl industriepolitischer Eingriffe, auch wenn diese 
nicht als einheitliche Industriepolitik dargestellt wurden.

Maßnahmen im Koalitionsvertrag

Betrachtet man den neuen Koalitionsvertrag von Union 
und SPD für die Legislaturperiode ab 2025, so findet sich 
die einzige explizite Referenz zu Industriepolitik auf Sei-
te  49, wo die Koalitionäre schreiben, dass die Entwick-
lung eines „leistungsfähigen Kapitalmarktes“ ein „indust-
riepolitisches Ziel“ sei (CDU, CSU & SPD, 2025).

Allerdings darf man nicht vergessen, dass Industriepoli-
tik nicht nur dann Industriepolitik ist, wenn sie so betitelt 
ist, sondern dass Maßnahmen zur Förderung bestimmter 
Branchen durchaus auch Industriepolitik sein können, ob-
wohl der Begriff nicht verwendet wird. So finden sich ne-
ben Ankündigungen zur allgemeinen Stärkung des Stand-
orts Deutschland, die unter den Begriff einer horizontalen 
Industriepolitik subsumiert werden können, eine Reihe 
von Verweisen auf Förderungen einzelner Branchen oder 
Sektoren im Koalitionsvertrag, die man üblicherweise als 
vertikale Industriepolitik bezeichnen würde:

•	 Auf Seite 2 findet sich ein Bekenntnis zur „Industrie“ 
allgemein (in Abgrenzung zu Dienstleistungen), die ge-
fördert werden soll.

•	 Auf Seite 5 ff. finden sich Vorschläge zur Senkung der 
Energiekosten und des Ausbaus eines Wasserstoffnet-
zes mit besonderem Verweis auf die Industrie.

•	 Es wird zugesagt, im Rahmen der Beihilfeausnahmen 
der EU-Kommission für wichtige Projekte gemeinsamen 
europäischen Interesses (IPCEI) in der Linie zur Pharma-
industrie „Med4Cure“ Förderungen vorzunehmen (S. 6).

•	 Es wird die Fortsetzung von Förderprogrammen zur De-
karbonisierung der Industrie in Aussicht gestellt (S. 6).

•	 Es wird eine Unterstützung der Stahlindustrie bei „Um-
stellung der Produktionsprozesse auf dem Weg zur Kli-
maneutralität“ (S. 6) versprochen.

•	 Es heißt: „Biotechnologie wird als Schlüsselindustrie 
gefördert“ (S. 7).

•	 Deutschland soll als „führender Standort für Mikro-
elektronik“ ausgebaut werden. Dabei will die Regie-
rung Investitionen unter dem European Chips Act und 
der Beihilfeausnahmen des IPCEI-Rahmens „weiterhin 
fördern“ (S. 7).

•	 Die Förderung des Aufbaus der Batteriezellenfertigung 
wird zugesagt (S. 8).

•	 Die Förderung der Raumfahrtindustrie und insbesonde-
re kleiner Unternehmen und Start-ups durch Einsatz der 
Nachfragemacht des Staates wird versprochen (S. 8).

•	 Die Unterstützung deutscher Werften bei der Produk-
tion von Offshore-Konverterplattformen, „etwa durch 
Bürgschaften“ (S. 9) wird in Aussicht gestellt.

•	 Die Automobilindustrie soll durch Kaufanreize von E-
Fahrzeugen gefördert werden, die im Detail aufgelistet 
werden (S. 7):
•	 Steuerliche Begünstigung von Dienstwagen durch 

Erhöhung der Bruttopreisgrenze der steuerlichen 
Förderung von E-Fahrzeugen auf 100.000 €,

•	 Sonderabschreibung für E-Fahrzeuge,
•	 Steuerbefreiung für E-Autos bis 2023,
•	 Förderung von Haushalten mit kleinen und mittleren 

Einkommen, um den Umstieg auf klimafreundliche 
Mobilität zu unterstützen,

•	 Förderung von Plug-in-Hybriden und Fahrzeugen 
mit sogenannten Range Extendern,

•	 Ausbau eines flächendeckenden Lade- und Schnell-
ladenetzes für PKW und LKW,

•	 Befreiung emissionsfreier LKW von der Mautpflicht 
über das Jahr 2026 hinaus und

•	 Förderung der Wasserstoff-Infrastruktur für Nutz-
fahrzeuge.

Anforderungen an erfolgsversprechende 
Industriepolitik

Um zu beurteilen, inwieweit diese Kombination von Maß-
nahmen zielführend ist, kann man diese an den Anforde-
rungen einer erfolgreichen Industriepolitik aus der Litera-
tur überprüfen, wie sie etwa in Dullien (2024) zusammen-
gefasst sind. Eine erfolgreiche Industriepolitik erfordert 
danach klar definierte Ziele, eine sorgfältige Umsetzung 
und die Einbettung in geeignete institutionelle Strukturen.

Zur Zieldefinition gehört, klarzustellen, welche Branchen 
gefördert werden sollen und welches Ziel mit der Förde-
rung erreicht werden soll. Dabei kann es um die traditio-
nellen Argumente für Industriepolitik wie externe Effekte, 
Spillovers oder Entdeckungsverfahren (Hausmann & Rod-
rik, 2003) gehen. Denkbar sind aber auch die Motive einer 
Stärkung der Resilienz oder der strategischen Autonomie 
Deutschlands und der Europäischen Union (EU) (Dullien 
et al., 2022), oder die Konkurrenz um die Ansiedlung von 
Schlüsselindustrien an heimischen Standorten, die mög-
licherweise wohlstandssteigernd sind, wie es in dem Mo-
dell von Gomory und Baumol (2000) abgebildet ist. So-
lange es nicht um Resilienz und strategische Autonomie 
geht, sollten möglichst neue Produkte oder Prozesse ge-
fördert werden, statt alte Branchen zu konservieren.

Aufbauend auf dieser Entscheidung ist zu definieren, 
welches die zu behebenden Schwächen der betroffenen 
Branchen sind, die durch Industriepolitik angegangen 
werden sollen. Basierend auf dieser Analyse sind Instru-
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mente auszuwählen und zu entwickeln, die absehbar in 
der Lage sind, diese Schwächen zu adressieren. Bei der 
Umsetzung sollten die Instrumente dann so zugeschnit-
ten sein, dass zum einen die Ziele erreicht werden, zum 
anderen öffentliche Mittel wirtschaftlich eingesetzt wer-
den und mögliche unerwünschte Nebenwirkungen der 
Industriepolitik vermieden werden.

Zudem ist wichtig, den Unternehmen klare Performance-
ziele vorzuschreiben, an die die Weiterführung industrie-
politischer Förderung gekoppelt ist, wobei Abweichungen 
aufgrund der innovationsintensiven – und damit schwer 
vorhersehbaren – Natur vieler Vorhaben möglich bleiben 
müssen. Hierfür empfiehlt Evans (1995) ein Modell der 
„embedded autonomy“ – also eine enge, aber unabhän-
gige Zusammenarbeit zwischen Staat und Unternehmen: 
Der Staat definiert Ziele und überwacht deren Erreichung, 
hat dabei die Möglichkeit zur Nachsteuerung, agiert aber 
autonom in der Entscheidung über Fortführung oder Ab-
bruch der Förderung.

Ein drittes zentrales Kriterium ist die Einbettung in markt-
wirtschaftliche Wettbewerbsmechanismen. Auch geför-
derte Unternehmen sollten einem effektiven Wettbewerb 
ausgesetzt sein, um sogenannte X-Ineffizienzen – also 
Ineffizienzen durch mangelnden Druck zur Leistungs-
steigerung – zu vermeiden. Gleichzeitig sollte Industrie-
politik so gestaltet sein, dass sie den Marktzugang für 
neue (inländische bzw. EU-) Anbieter erleichtert, anstatt 
etablierte Unternehmen dauerhaft zu schützen. Schließ-
lich spielt die richtige institutionelle Verankerung eine 
wichtige Rolle, insbesondere in einem föderalen Sys-
tem wie der EU. Industriepolitik sollte dort angesiedelt 
sein, wo externe Effekte internalisiert werden können 
– idealerweise also unter Einbeziehung mehrerer Re-
gierungsebenen. Wird Industriepolitik zu stark national 
ausgerichtet, drohen Verzerrungen des europäischen 
Binnenmarkts und eine ineffiziente Standortkonkurrenz 
zwischen Mitgliedstaaten.

Licht und Schatten im Koalitionsvertrag

Betrachtet man die industriepolitischen Elemente des Ko-
alitionsvertrags, so findet sich Licht und Schatten. Über-
wiegend könnte man tatsächlich Begründungen für die 
angekündigten industriepolitischen Maßnahmen entwe-
der in der traditionellen Argumentation für Industriepolitik 
oder in den neuen Argumenten wie Resilienz und strate-
gische Autonomie finden, auch wenn keine expliziten Be-
gründungen ausbuchstabiert sind. Ebenfalls positiv ist 
zu vermerken, dass der überwiegende Teil der verspro-
chenen Förderungen auf Produkte oder Prozesse abzielt, 
die in Deutschland oder sogar generell neu sind. Das gilt 
für klimafreundliche Stahlproduktion ebenso wie für die 

Förderung der Biotechnologie oder die Herstellung von 
E-Autos.

Allerdings hat die Liste der Koalition auch gravierende 
Schwächen. Sie erscheint eher wie ein Potpourri von För-
dermaßnahmen denn eine strategisch überlegte Liste zu 
fördernder Branchen und Technologien. Auffällig ist der 
massive Unterschied in der Detailliertheit der Förder-
versprechen zwischen den Branchen. Während der Bio-
technologie etwa generell zugesagt wird, „als Schlüssel-
industrie“ gefördert zu werden, werden Werften für den 
Bau von Offshore-Konverterplattformen Bürgschaften 
versprochen und die Automobilbranche gleich mit einer 
detaillierten Liste von Maßnahmen bedacht.

Fairerweise sollte man beachten, dass ein Koalitionsver-
trag nicht unbedingt eine stringent hergeleitete Begrün-
dung für wirtschaftspolitische Maßnahmen enthalten 
muss. Auch kann ein Koalitionsvertrag durchaus zu-
nächst grobe Ziele definieren, die dann durch einzelne 
Instrumente durch die Ministerien später spezifiziert und 
umgesetzt werden.

So muss etwa die Abwesenheit einer Referenz zu Perfor-
mance-Zielen für die Unterstützung im Koalitionsvertrag 
nicht bedeuten, dass Unternehmen die Förderung ohne 
jede Konditionalität gezahlt wird. Die Fälle der geplan-
ten industriepolitischen Förderung einer Chipproduktion 
durch Intel in Magdeburg und einer Umstellung der Stahl-
werke von ArcelorMittal in Bremen und Eisenhüttenstadt 
auf die Nutzung von grünem Wasserstoff zeigen, dass das 
Bundeswirtschaftsministerium durchaus die Kompeten-
zen mitbringt, Förderverträge entsprechend mit Konditi-
onalitäten auszugestalten. So sind zwar die erhofften In-
vestitionen in Magdeburg, Bremen und Eisenhüttenstadt 
bislang ausgeblieben, weil sich die betroffenen Unterneh-
men aufgrund veränderter wirtschaftlicher Rahmenbe-
dingungen (mindestens vorläufig) gegen die ursprünglich 
geplanten Investitionen entschieden haben, allerdings 
waren die Verträge so gestaltet, dass ohne die Investitio-
nen und die tatsächliche Produktion auch die Fördergel-
der nicht geflossen sind. Solange nicht die neue Leitung 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie hier 
einen grundsätzlichen Kurswechsel einleitet, sollte zu er-
warten sein, dass sich diese sinnvollen Vertragselemente 
auch in künftigen Förderverträgen wiederfinden.

Förderung der Automobilhersteller ohne klares 
Konzept

Allerdings gibt es im Koalitionsvertrag auch Anzeichen 
größerer Probleme mit dem Ansatz zur Industriepolitik. 
So deutet die angekündigte Kombination verschiede-
ner Förderungen darauf hin, dass möglicherweise den 
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Autor:innen des Vertrags nicht ganz klar war, welches ei-
gentlich die Schwächen der einzelnen Branchen sind, die 
es mit der Industriepolitik zu heilen gilt. Illustrieren lässt 
sich das gut an den versprochenen Maßnahmen für die 
Automobilindustrie. Neben den oben aufgeführten För-
derungen von E-Mobilität wird den Automobilherstellern 
im Koalitionsvertrag zugesagt, man setze sich für Tech-
nologieoffenheit ein und werde sich „aktiv dafür einset-
zen, Strafzahlungen aufgrund der Flottengrenzwerte 
abzuwehren“ (CDU, CSU & SPD, 2025, S. 7). Ebenfalls 
lehne man pauschale gesetzliche Quoten für die Elekt-
rifizierung von Fahrzeugflotten ab. Anders ausgedrückt: 
Während man zwar auf der einen Seite die Förderung von 
E-Autos forciert, senkt man auf der anderen Seite die An-
reize, E-Autos zu kaufen und die Anreize bei den Herstel-
lern, E-Autos offensiv in den Markt zu drücken.

Es ist schwer zu erkennen, welches industriepolitische 
Ziel eine solche Kombination von Maßnahmen erreichen 
soll. Wenn das Problem der deutschen Automobilindus-
trie ist (wie es vielfach beschrieben wird), dass sie tech-
nologisch den chinesischen Herstellern bei Batterie-
technologie und anderen Komponenten der E-Mobilität 
hinterherhinkt, und dass dieser Rückstand auch mit dem 
Vorsprung bei den bereits verkauften Volumina und der 
damit verbundenen Erfahrung der Chinesen zu tun hat, 
so müssten die Maßnahmen auf einen möglichst schnel-
len Hochlauf der E-Autos aus heimischer Produktion ab-
zielen. Eine Kombination aus Förderung einerseits, aber 
Lockerung gesetzlicher Vorgaben zum Hochfahren des 
Anteils an E-Autos andererseits wirkt hier wie das gleich-
zeitige Betätigen von Gaspedal und Bremse.

Auch ist eine europäische Koordinierung der Industriepo-
litik bestenfalls am Rande angesprochen. Zwar werden 
bestimmte Förderungen im Rahmen der EU-Programme 
angekündigt, insbesondere, wenn es bestehende IPCEI-
Projektlinien gibt, für die bereits Ausnahmen von den üb-
lichen Beihilferegeln erteilt waren. Der Großteil der ange-
kündigten industriepolitischen Förderungen scheint aber 
ohne Rücksicht auf europäische Partner oder auf das Po-
tenzial eines EU-weiten Ansatzes erdacht zu sein.

Zusammenfassend lässt sich so sagen, dass der Koaliti-
onsvertrag für die 21. Legislaturperiode tatsächlich alles 
andere als eine industriepolitische Enthaltsamkeit abbil-
det, und dass stattdessen eine Vielzahl von Maßnahmen 
angekündigt wird, die der vertikalen Industriepolitik zuzu-
ordnen ist. Schwächen gibt es allerdings in der Konsistenz 
und Begründung der Maßnahmen und ihrer Kombinatio-
nen, ebenso bei der europäischen Flankierung und Ko-
ordinierung. Es bleibt zu hoffen, dass die neue Regierung 
hier noch nachbessert. Dabei wäre es hilfreich, die ange-
kündigten Maßnahmen auch als das zu begreifen, was sie 
sind, nämlich Elemente einer Industriepolitik, die besser 
holistisch entwickelt und abgestimmt werden sollte.
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